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S" änderue"eg des Fiäe h*rr*utau**üä-#!1{i Lar:#cr:hafgspä#ms d*e §*ar§<tee §urgw{*c§he§n:
Be re ieh Gerniseirte Bauf läe he im Gemeäri deteil §e§irappach
Beteiligung der Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 1 BauGB

Anlage
3 Heftungcn Planunterlagen i.R

Sehr ge*h*e §äffi€n und Herren,

die Beteiligung der Träger öffentlicher Belange kirn Landratsamt Bamberg ist abgeschlossen und
hat Folgendes ergeben:
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Aus der Sicht des lmmissionsschutzes bestehen zu der geplanten 8. Anderung des Flächennut-
zungsplanes grundsätzlich keine Einwände. Jedoch sollte noch der Bedarf für die Ausweisung der
relativ greß*n Baufiäehe v*n 1,§9 l"ra - aueh im F{inb}ick auf den relativ kleinen Gemeindeteil - ange-
Zr:ii;J y;eiCjen lU;jeni #;si--':i Siii il;-;i irr ",leltial:ir.; !.4-iiiw*iiU-rg.riE -eiriii.;i* ff*r;fl;ii..ir*:;*,kr:,l"lt
Ii+h=rii;itstt*i-ai-::-: iiji ci'r:r ir;l..Jlhiii;ei.i+rar n* irai:iJüll

Bodenschutz;

Die genräß Sarstell*ng im FlächennuäL!fiSspiä* v** der Piarr*ng betr*ffenen Grundstx*ke Fl.-Nrn.
S8§, 6&§, S87 und 68* {TF} d*r Gsmarkil*§ Blir#B,irldheim sind im Ä}tlaeten*, **densshxte und D*-
p*fti€,nforrfiaiiens*ys*efi: fililht eSe*st. Für die im Fi*nungsgcbiet liegende Fl&eite beeie*t ins*f*rn
kein Altlastenverdacht. Aueh für schädliche §odenueränderunge* liegen ins*fem keine Anhaltspunk-
te vor.
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Nach gegenwärtigem Kenntnisstand sind keine Bodenbelastungen vorhanden, die den vorgelegten
Planungen entgegenstehen.

Gegen die eingereichte Planung bestehen aus bodenschutzrechtlicher Sicht in der vorliegenden
Form keine Einwände.

Wasserrecht:

Grundsätzlich bestehen zu dem oben genannten Vorhaben keine Bedenken!

Der Vollständigkeit halber venryeisen wir darauf, dass für die Ableitung, bzw. Versickerung von
Oberflächenwasser die Niederschlagswasserfreistellungsverordnung (NWFreiV) und die Techni-
schen Regeln zum schadlosen Einleiten von gesammeltem Niederschlagswasser in das Grundwas-
ser (TRENGW), bzw. in Oberflächengewässer (TRENOG) zu beachten sind.

Sollten befestigte Flächen über 1.000 m2 entwässert werden, ist die Durchführung eines wasser-
rechtlichen Verfahrens unter Vorlage entsprechender Planunterlagen beim Landratsamt Bamberg,
Fachbereich Wasserrecht zu beantragen. Dem Antrag auf Erteilung der wasserrechtlichen Erlaubnis
ist ein quantitativer und qualitativer Nachweis nach dem DWA-Merkblatt M 153 (Handlungsempfeh-
lungen zum Umgang mit Regenwasser), der durch ein fachkundiges lngenieurbüro geführt werden
muss, beizufügen. Die Unterlagen sind in 4-facher Ausfertigung vorzulegen.

Da das Wasserwirtschaftsamt Kronach ebenfalls im Verfahren beteiligt ist, sind ergänzende Vorga-
ben der Fachbehörde zu berücksichtigenl

Bauleitplanung:

Die Begründung zu Planungserfordernis bzw. Planungsanlass ist sehr kuz und allgemein gehalten.
lnsbesondere der Bedarf der dargestellten gemischten Baufläche ist wesentlich ausführlicher zu be-
gründen.

Nach § 1a Abs. 2 Satz 1 BaUGB soll mit Grund und Boden sparsam und schonend umgegangen
werden; dabei sind zur Verringerung der zusätzlichen lnanspruchnahme von Flächen für bauliche
Nutzungen die Möglichkeiten der Entwicklung der Gemeinde insbesondere durch Wiedernutzbarma-
chung von Flächen, Nachverdichtung und andere Maßnahmen zur lnnenentwicklung zu nutzen so-
wie Bodenversiegelungen auf das notwendiqe Maß zu begrenzen.

Nach dem Satz 4 des § 1a Abs. 2 BaUGB soll die lnanspruchnahme von landwirtschaftlich oder als
Wald genutzten Flächen begründet werden. Diese Regelung steht im inhaltlichen Zusammenhang
mit der sog. Umwidmungssperrklausel des § 1a Abs. 2 Satz 2 BauGB, nach der landwirtschaftlich
und als Wald genutzte Flächen nur im notwendigen Umfang umgenutzt, also vor allem für bauliche
Zwecke in Anspruch genommen werden sollen.

§ 1a Abs. 2 Satz 4 1. Halbsatz bezieht sich auf die Pflicht zur Begründung der Bauleitpläne nach §
2a BaUGB und ergänzt sie um eine besondere Begründungsanforderung bei lnanspruchnahme von
bislang landwirtschaftlich oder als Wald genutzten Flächen, die im Wesentlichen den von Bebauung
freizuhaltenden Außenbereich bilden. Damit soll erreicht werden, dass die lnnenentwicklungspoten-
ziale ermittelt und deren Nutzung als planerische Alternativen gegenüber Flächenneuinanspruch-
nahmen landwirtschaftlich oder als Wald genutzter Flächen für die Erreichung der Planungsziele ge-
prüft werden. Die Begründungspflicht nach § 1a Abs. 2 Satz 4 BauGB unterstützt insofern auch die
Ausrichtung der Bauleitplanung auf die lnnenentwicklung und die oben genannte Bodenschutzklau-
sel.

Die Begründungsanforderungen dienen dem Zweck, die Entscheidung über die Flächenneuinan-
spruchnahme auch im Hinblick auf die Erforderlichkeit der Planung im Sinne des § 1 Abs. 3 BauGB
nachvollziehbar zu machen. Daneben soll sich die Gemeinde mogliche Alternativen zu einer Flä-



chenneuinanspruchnahme bewusst machen und die Grunde einer Entscheidung gegen dle Einbe-
ziehung dieser in der Planung darlegen.

Angesichts der durch § 1a Abs. 2 BauGB unterstrichenen Bedeutung des Flächensparziels gehören
die Ausführungen zur Berücksichtigung dieses Gesichtspunktes zu den im Sinne des § 2a Saiz 2 Nr
1 BaUGB wesentiicfren Auqfütrulsen des Bauleitplans

Bei Flächenneuinanspruchnahmen sollen im Rahmen der Begründung unter anderem Ermitilungen
zu den Möglichkeiten der lnnenentwicklung zu Grunde gelegt werden, zu denen insbesondere Brach-
flächen, Gebäudeleerstand, Baulücken und andere lnnenentwicklungspotenziale zählen.

Zu berücksichtigen sind dabei auch z.B. durch Bebauungsplan ausgewiesene, bisher aber nicht ge-
nutzte Flächen sowie im Flächennutzungsplan dargestellte, aber nicht entwickelte Bauflächen.

Soweit theoretisch vorhandene Potenziale nicht genutzt werden können, sollen nicht nur die Gründe
aufgeführt, sondern auch dargestellt werden, inwieweit sich die Gemeinde bemüht hat, Hinderungs-
gründe für deren Nutzung zur Erreichung des Planungsziels auszuräumen.

Zur Nachvollziehbarkeit der Begründung ist auch eine plausible Darstellung der zu enruartenden Be-
völkerungsentwicklung notwendig.

Dieser gesetzlichen Begründungspflicht wird in der Begründung zur 8. Anderung des Flächennut-
zungs- und Landschaftsplanes so gut wie gar nicht nachgekommen, zumaldie Darstellung der neuen
gemischten Baufläche mit ca. 1,7 ha für $chrappach eine immense Erweiterung bedeutet.

Die Begründung zur 8. Anderung des Flächennutzungs- und Landschaftsplanes des Marktes Burg-
windheim ist daher hinsichtlich der lnanspruchnahme und des Bedarfs der Flächen - wie im Baugä-
setzbuch vorgegeben - umfassend zu überarbeiten.

Aus Sicht der Fachbereiche Naturschutz, Kreiseigener Tiefbau und Verkehrswesen bestehen
keine Bedenken.


